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Kreis Lippe 
 
573 Ersatzbestimmung von Vertretern gemäß § 45 

Kommunalwahlgesetz (KWahlG) 
 
Das Kreistagsmitglied Herr Norbert Jesse, SPD, hat gem. 
§ 37 KWahlG mit Ablauf des 31.10.2013 auf seinen Sitz im 
Kreistag verzichtet.  
 
Nach § 45 KWahlG stelle ich hiermit fest, dass Herr Sebas-
tian Köhne als Nachfolger für Herrn Jesse mit Wirkung vom 
20.11.2013 in den Kreistag des Kreises Lippe gewählt ist. 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erhoben werden. Der 
Einspruch ist schriftlich einzureichen oder mündlich zur 
Niederschrift zu erklären:  
 

Felix-Fechenbach-Str. 5 
32756 Detmold 
-Zimmer 498- 

 
Detmold, den 26.11.2013 
 
Kreis Lippe  
Der Landrat als Wahlleiter  
für die Kommunalwahlen  
 
 
Heuwinkel 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
574 24. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren 

Landschaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 24. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 15.01.2014, um 15.30 Uhr 
 

im „Alten Kötterhaus“, Bösingfelder Str. 10, 32689 
Kalletal, 

 
statt. 
 
Evtl. Zusätze: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungster-
min am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
 
Detmold, 17.12.2013 
 
 

 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Hans-Dieter Wiesemann 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
575 Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2011 
 
Der Entwurf des Jahresabschlusses ist gem. § 101 Abs. 1 
und 8 GO NRW i.V.m. § 103 Abs. 1 GO NRW vom Rech-
nungsprüfungsausschuss bzw. der örtlichen Rechnungs-
prüfung geprüft worden, der Rechnungsprüfungsausschuss 
hat nach Beratung des Entwurfs des Jahresabschlusses 
2011 und der Prüfungsberichte der Rechnungsprüfung ei-
nen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt.   
 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat in seiner Sitzung am 
14.10.2013 den vom Rechnungsprüfungsausschuss ge-
prüften Jahresabschluss durch Beschluss festgestellt, über 
die Behandlung des Jahresüberschusses beschlossen und 
dem Landrat Entlastung erteilt (§ 53 Abs. 1 KrO NRW 
i.V.m. § 96 Abs. 1 GO NRW). 
 
Der Jahresabschluss 2011 des Kreises Lippe wurde der 
Bezirksregierung Detmold gem.  
§ 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 17.10.2013 an-
gezeigt. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 
2011 werden wie folgt bekannt gemacht: 

 
Gesamtergebnisrechnung: 
Jahresüberschuss   1.115.150,56 € 
 
Gesamtfinanzrechnung: 
Liquiditätsfehlbetrag - 2.436.929,36 € 
 
Inanspruchnahme Ausgleichsrücklage: 
Der Jahresüberschuss des Jahres 2011 in Höhe  
von 1.115.150,56 € wird der Ausgleichsrücklage 
zugeführt. 
 
Der Jahresabschluss 2011 mit vollständiger Ergebnisrech-
nung, Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, 
dem Anhang und dem Lagebericht liegt in der Zeit vom 
02.01.2014 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 
2012 bei der Kreisverwaltung Lippe in Detmold, Felix – Fe-
chenbach - Str. 5, 32756 Detmold – Bürgerservice – wäh-
rend der Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme aus.  
 
Die vollständige Schlussbilanz zum 31.12.2011 ist nach-
stehend abgedruckt. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Jahresabschluss wird hiermit gem. § 53 Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 
14.07.1994; GV NW S. 646) in der zurzeit gültigen Fassung 
in Verbindung mit § 96 Abs. 2 Satz 2 Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; 
GV  NW S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Detmold, den 17.12.2013 
 
Gez. 
 
 
Schäfer 
- Kämmerer - 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
576 Öffentliche Zustellung eines Gewerbesteuer-

bescheides 
 
Der Gewerbesteuerbescheid vom 06.12.2013, Kassenzei-
chen 1053574.00011, an Herrn Edmundas Arkauskas, letz-
ter bekannter Aufenthaltsort: Ginsterstraße 20, 32105 Bad 
Salzuflen  
 
wird hiermit gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes 
(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) – in der 
zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt.  
Wegen des unbekannten Aufenthaltes der vorgenannten 
Person ist die Zustellung des Bescheides nicht möglich. Es 
ist daher die öffentliche Zustellung gemäß § 10 LZG NRW 
durchzuführen.  
 
Der Gewerbesteuerbescheid kann bei der Stadt Bad Salzu-
flen, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen, 
Zimmer 2.16, vom Betroffenen gegen Vorlage des Perso-
nalausweises abgeholt oder eingesehen werden.  
 
Der Gewerbesteuerbescheid gilt zwei Wochen nach Veröf-
fentlichung im Kreisblatt Lippe als zugestellt.  
 
Bad Salzuflen, den 16.05.2013 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag  
 
 
gez. Plöger 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
577 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1002 

A/I „Wülferlieth-Nord / Finkenweg“, Ortsteil 
Wülfer-Bexten 
- Behandlung der vorgebrachten Stellungnah-
men 
- Satzungsbeschluss und Inkrafttreten  

 
Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 

11.12.2013 
 

1. Behandlung der vorgebrachten Stellungnahmen:  
Über die während der Behörden- und Öffentlichkeits-
beteiligung zum Entwurf der 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1002A/I „Wülferlieth-Nord / Finken-
weg“, Ortsteil Wülfer-Bexten vorgebrachten Stellung-
nahmen wird gemäß den in der Anlage enthaltenen 
Beschlussvorschlägen entschieden. 

 
2. Satzungsbeschluss:  

Die 2. Änderung des Bebauungsplan Nr. 1002 A/I 
„Wülferlieth-Nord / Finkenweg“, Ortsteil Wülfer-
Bexten, in der Fassung vom 08.11.2013 wird gemäß 
§§ 2 und 10 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung 
mit § 13a BauGB und der §§ 7 und 41 Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
als Satzung beschlossen. Die zugehörige Begrün-
dung in der Fassung vom 08.11.2013 wird ebenfalls 
beschlossen. 

 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang der 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1002 A/I  
„Wülferlieth-Nord / Finkenweg“, Ortsteil Wülfer-Bexten sind 
aus dem in dieser Bekanntmachung abgedruckten Plan-
ausschnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 2. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 1002 A/I  
„Wülferlieth-Nord/Finkenweg“, Ortsteil Wülfer-Bexten in 
Kraft. 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1002 A/I „Wül-
ferlieth-Nord/Finkenweg“,  
Ortsteil Wülfer-Bexten wird mit der Begründung gemäß § 
10 Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schrift-
lich gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind.  
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlö-
schen Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 
42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt 
wird. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Entschädigung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen 
beantragt. 
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3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den   12.12.2013 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
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578 Verwaltungsgebührensatzung für die Stadt 

Bad Salzuflen vom 12. Dezember 2013 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666/ SGV 
NRW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 564), der §§ 1, 2, 4 
und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 
712/ SGV NRW 610), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 13.12.2011 (GV NRW S. 687), und des § 2 Abs. 3 des 
Gebührengesetzes für das Land NRW vom 23. August 
1999 (GV NRW S. 524), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566), 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung vom 
11.12.2013 folgende Verwaltungsgebührensatzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
Gebührenpflichtige Leistungen 

(1) Für die im Gebührentarif (Anlage) genannten Leistun-
gen - Amtshandlungen   oder sonstige Tätigkeiten - 
erhebt die Stadt Bad Salzuflen Verwaltungsgebühren, 
wenn die Leistung von dem Beteiligten beantragt wor-
den ist oder wenn sie ihn unmittelbar begünstigt.  

(2) Die Erhebung von Gebühren aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften für besondere Leistungen, die nicht 
im Gebührentarif aufgeführt sind, bleibt unberührt. 

 

§ 2 
Höhe der Gebühr 

(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem Gebühren-
tarif (Anlage). 

(2) Für Leistungen, für welche der Gebührentarif einen 
Gebührenrahmen (Höchst- und Mindestgebühr) oder 
eine Bemessung nach Stundensätzen vorsieht, sind 
bei der Festsetzung der Gebühr die Vorbereitungszeit 
und die wirtschaftliche oder sonstige Bedeutung der 
Leistung zu berücksichtigen. Die Gebühr ist auf volle 
Euro (€) festzusetzen. 

(3) Bei mehreren, nebeneinander vorzunehmenden ge-
bührenpflichtigen Leistungen (z.B. Anfertigung einer 
Fotokopie, deren Richtigkeit bescheinigt wird) werden 
die Gebühren einzeln nach den jeweiligen Tarifnum-
mern des Gebührentarifs erhoben. Soweit der Tarif 
Leistungen nicht ausdrücklich erwähnt, sind Gebühren 
nach den Sätzen zu erheben, die für ähnliche Leistun-
gen im Gebührentarif festgesetzt sind.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

§ 3 
Gebührenfreiheit 

(1) Gebührenfrei sind: 

  a) Leistungen, für die nach gesetzlichen Vorschriften 
sachliche oder persönliche Gebührenfreiheit be-
steht, 

  b) Leistungen im Rahmen der Amtshilfe, 
 

  c) Leistungen, die überwiegend im öffentlichen Inte-
resse liegen (Beispiele: Wirtschaftsförderung, Wis-
senschaft etc.), 

  d) Leistungen, die die Stadt gegenüber ihren Beam-
ten, tariflich Beschäftigten oder Versorgungsemp-
fängern in Angelegenheiten vornimmt, die sich auf 
das bestehende oder frühere Dienst-, Arbeits- oder 
Versorgungsverhältnis beziehen, 

  e) mündliche Auskünfte, 

  f) Leistungen, die im Rahmen des allgemeinen Bür-
gerservice ohne bedeutenden Personal- und/ oder 
Sachaufwand erbracht werden. 

(2) Leistungen der Stadt Bad Salzuflen gem. § 22 Abs. 1 
GO NRW*) (Hilfe bei der Einleitung von Verwaltungs-
verfahren) sind nicht gebührenpflichtige Leistungen im 
Sinne der Verwaltungsgebührensatzung. 

 

§ 4 
Auslagenersatz 

(1) Auslagen, die im Zusammenhang mit der Leistung 
entstehen (§ 5 Abs. 7 KAG*)) kann die Stadt Bad Sal-
zuflen auch dann gesondert in Rechnung stellen, 
wenn die Leistung selbst gebührenfrei ist (z.B. Zustel-
lungskosten).  Für Auslagen im Falle der Amtshilfe gilt 
§ 8 Abs. 1 und 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)*). 

(2) 
 

Wird die Gebühr für die Leistung durch Postnachnah-
me erhoben, gehen Porto und Nachnahmekosten zu 
Lasten desjenigen, der die Leistung beantragt hat. 

 

§ 5 
Billigkeitsmaßnahmen 

(1) Gebühren und Auslagen können auf Antrag ganz oder 
teilweise erlassen werden, wenn dies aus Gründen der 
Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Här-
ten, geboten ist. Der Bürgermeister regelt den Erlass 
durch Verfügung. 

(2) Im Übrigen richten sich die Stundung und der Erlass 
von Verwaltungsgebühren nach den Vorschriften des 
KAG*). 

(3) Auf die Erhebung einer Gebühr soll verzichtet werden, 
wenn die Erhebung mit der erzielbaren Einnahme in 
keinem wirtschaftlich vertretbaren Verhältnis steht. 
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§ 6 
Gebührenschuldner 

(1) Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet, wer die Leis-
tung selbst oder durch Dritte, deren Handeln ihm zuzu-
rechnen ist, veranlasst hat sowie derjenige, der durch 
sie begünstigt wird.  

(2) Sind mehrere an einer Angelegenheit beteiligt, so ist 
jeder gebührenpflichtig, soweit die Leistung ihn betrifft. 

(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld-
ner. 

§ 7 
Fälligkeit, Quittung 

(1) Die Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung fällig.  

(2) Vor Fälligkeit kann von dem Gebührenschuldner eine 
Sicherheitsleistung (Vorschuss) bis zur Höhe der für 
die Leistung entstehenden Gebühr verlangt werden. 

(3) Die Gebühren werden durch Bescheid in Rechnung 
gestellt oder gegen Aushändigung einer Gebühren-
quittung bar erhoben. 

  

§ 8 
Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme von An-

trägen 
sowie für Widerspruchsbescheide 

(1) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung 
abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zurückgenom-
men, so wird gem. § 5 Abs. 2 KAG*) je nach Umfang 
der bereits begonnenen Vorbereitung oder Ausführung 
der Leistung 10 bis 75 v.H. der für diese Leistung fest-
zusetzenden Gebühr erhoben. 

(2) Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn der Antrag ledig-
lich wegen Unzuständigkeit abgelehnt wird. 

(3) Für Widerspruchsbescheide wird nur dann eine Ge-
bühr erhoben, wenn der Verwaltungsakt, gegen den 
Widerspruch erhoben wird, gebührenpflichtig ist und 
wenn und soweit der Widerspruch zurückgewiesen 
wird. Die Höhe der Gebühr beträgt nach § 5 Abs. 3 
KAG*) höchstens die Hälfte der Gebühr, die für den 
angefochtenen Verwaltungsakt festgesetzt worden ist. 

  

§ 9 
Beitreibung 

Die Gebühren können nach § 1 des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG 
NRW) *) im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben wer-
den. 

 

§ 10 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft; gleichzeitig tritt 
die Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Bad Salzuflen 
vom 26.06.2008, zuletzt bekannt gemacht am 10.12.2008, 
mit dem dazugehörenden Gebührentarif außer Kraft. 

 
__________________________ 
*) in der jeweils gültigen Fassung 

 
Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung der Stadt 

Bad Salzuflen 
vom 12. Dezember 2013 

 
Gebührentarif 
   
Tarif-
Nr.        

Gegenstand  Gebühr  
in Euro 

      
1.    Vervielfältigungen und individuelle 

Zusammenstellungen 
  

      
  a) Fotokopien und Ausdrucke bis 

zum Format DIN A 4 
  

    für die ersten 10 Seiten 
für jede Seite 

   
0,60 

    ab der 11. Seite für jede 
Seite 

   
0,40 

        
  b) Bei größerem Format als DIN 

A 4 für jede Seite 
   
0,80 

        
  c) Farbkopien und -ausdrucke   
    im Format A4   1,20 
    im Format A3   1,60 
    im Format A2   2,60 
        
  d) Lichtpausen und Plots   
    im Format DIN A 4      7,50 
    im Format DIN A 3      8,50 
    im Format DIN A 2    10,50 
    im Format DIN A 1    12,50 
    im Format DIN A 0    14,50 
        
    Für transparente Lichtpausen 

und farbige Ausdrucke per 
Plotter wird jeweils die doppel-
te Gebühr erhoben. 

  

        
  e) Für individuell zusammenge-

stellte Schriftstücke, Dateien, 
Statistiken oder Auszüge wird 
eine Gebühr nach dem Zeit-
aufwand erhoben, der bei 
durchschnittlicher Arbeitsleis-
tung zur Herstellung benötigt 
wird    
  

  

    je angefangene halbe Stun-
de             

20,00 

      
 

  

2. Beglaubigungen und Zeugnisse   
        
  a) Beglaubigung von Unter-

schriften oder Handzeichen 
je Beglaubigung 

   
 
  2,00 

        
  b) Beglaubigungen von Ab-

schriften, Auszügen, Ablich-
tungen, Zeichnungen, Plä-
nen 
je Seite   

  
  
 
 
  3,50 
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3. Genehmigungen, Erlaubnisse, Be-

scheide, Ausnahmebewilligungen 
und Bescheinigungen, soweit nicht 
eine andere Gebühr oder Gebüh-
renfreiheit vorgeschrieben ist 
 

  

    je angefangene halbe Stun-
de 

 
20,00 

   
3a. Erteilung einer steuerlichen Unbe-

denklichkeitsbescheinigung 
 
10,00 

  
 

 

4. Erteilung von Vorrangseinräumun-
gen und Löschungsbewilligungen, 
Freigabeerklärungen und sonstige 
Erklärungen für das Grundbuch 
(z.B. Bescheinigung zum Nichtbe-
stehen/ zur Nichtausübung eines 
Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 1 S. 
3 BauGB) 
  

  

    je angefangene halbe Stun-
de 

 
20,00 

  
 

 

5. Erteilung von Zweitausfertigungen 
von Bescheinigungen etc. 

 
2,50 

    
 

  

6. Ersatz für verlorene oder unbrauch-
bar gewordene Hundesteuermarken 

 
3,00 

    
 

  

7. Feststellungen aus Konten und Ak-
ten 

  

      
    je angefangene halbe Stun-

de  
 
20,00 

  
 

 

8. Auszug aus dem Kassenkonto für 
ein Rechnungsjahr 

 
 4,00 

    
 

  

9. Genehmigung und Überwachung 
von Arbeiten, die für Rechnung Drit-
ter von Unternehmen an Straßen, 
Plätzen, Kanälen und sonstigen An-
lagen ausgeführt werden 

  

      
    je angefangene halbe Stun-

de                                    
 
20,00 

  
 

 

10. Feststellungen, Besichtigungen, 
Gutachten, Bauleitungen, Auszüge, 
technische Arbeiten, und zwar für  

  

      
  a) Büroarbeiten je angefange-

ne halbe Stunde 
 
20,00 

        
  b) Außenarbeiten je angefan-

gene halbe Stunde 
 
20,00 

    
 
 
 

 
  c) Gehilfenstunden zur Vorhal-

tung und Beförderung von 
Geräten  
je angefangene halbe Stun-
de  

 
 
 
15,00 

 
11. Abgabe von Leistungsverzeichnissen 

bei öffentlichen Ausschreibungen 
  

      
    bis 40 Seiten für jede angefange-

ne Seite bis zum Format  
DIN A 4 
 

 
 
  0,35 

    für jede weitere Seite bis zum 
Format  
DIN A 4   
 

 
 
0,25 

    bei größerem Format als DIN A 4  
 

s. 1b 

    auf Datenträger     10,00 
    
   
12. Einsichtnahme in das Hausaktenarchiv  
   
 Bereitstellung von Hausakten (je 

Hausnummer) zur Einsichtnahme 
 

   
    für die erste Stunde 

  
   10,00 

    für jede weitere halbe Stunde 
  

   7,50 

 jeweils zzgl. zu den Gebühren für Ko-
pien nach Tarif-Nr. 1 

 

  
 

 

13. Bereitstellung von Dateien per E-Mail 
oder Datenträger 

 

    
    je angefangene 10 Minuten 

zzgl. Auslagenersatz  
 
     7,50 

  
 

 

14. Übersendung von Akten zur Einsicht 
im Interesse des Empfängers 
(soweit erforderlich und rechtlich zu-
lässig) 
zzgl. Portokosten  

 
 
 
 
10,00 

  
 

 

15. Herstellung und Änderung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen 

  

      
  a) Genehmigung für die Herstellung 

und Änderung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen 

     
 
50,00 

        
  b) Abnahme von Grundstücksent-

wässerungsanlagen 
 

 
25,00 

 
 

c) Abnahme einzelner Bauabschnit-
te und für jede Wiederholung  ei-
nes Abnahmetermins 

     
 
17,00 

 
 
 
 



992 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
16. Besondere Serviceleistungen des 

Standesamts  
 
Standesamtliche Trauung oder Be-
gründung einer Lebenspartnerschaft 

 

   
a) 

 
außerhalb der regelmäßigen Öff-
nungszeiten 

    
200,00 

        
  b) außerhalb der Amtsräume (ohne 

externe Mietkosten) 
200,00 

        
  c) außerhalb der regelmäßigen Öff-

nungszeiten und außerhalb der 
Amtsräume 

 
400,00 

  
 

 

17. Nutzung des Rokokosaales im Schloss 
Stietencron anlässlich einer standes-
amtlichen Trauung oder Begründung 
einer Lebenspartnerschaft 

  
 
150,00 

  
 

 

18. Internationaler Leichenpass 30,00 
 
Hinweis: 
 
In der Verwaltungsgebührensatzung und im Gebührentarif 
werden männliche Bezeichnungen benutzt. Die durchgän-
gige Schreibweise weiblicher und männlicher Bezeichnun-
gen würde sowohl die Lesbarkeit als auch die Verständ-
lichkeit der Regelungen erschweren. Es wird jedoch aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass Frauen und Männer 
gleichrangig angesprochen werden. 
 
Ausgefertigt 
 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
 
gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
 
 
 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.“ 
 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
579 Gebührensatzung für das Archiv der Stadt Bad 

Salzuflen vom 12. Dezember 2013 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666/ SGV 
NRW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 564), der §§ 1, 2, 4 
und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom      21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 13.12.2011 (GV NRW S. 687), des § 2 Abs. 3 des 
Gebührengesetzes für das Land NRW vom 23. August 
1999 (GV NRW S. 524), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566) 
und der Benutzungsordnung für das Archiv der Stadt Bad 
Salzuflen*) hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner 
Sitzung vom 11.12.2013 folgende Gebührensatzung für 
das Archiv beschlossen: 
 

§ 1 
Grundsatz 

 
Die Benutzung von Archivbeständen in den Räumen des 
Stadtarchivs ist grundsätzlich gebührenfrei.  
 

§ 2 
Gebührenpflichtige besondere Leistungen 

 
Für die im Gebührentarif (Anlage) genannten besonderen 
Leistungen erhebt die Stadt Bad Salzuflen Gebühren. 
 

§ 3 
Höhe der Gebühren 

 
(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem Gebüh-

rentarif (Anlage). 
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(2) Für Leistungen, für welche der Gebührentarif einen 

Gebührenrahmen (Höchst- und Mindestgebühr) oder 
eine Bemessung nach Stundensätzen vorsieht, sind 
bei der Festsetzung der Gebühr die Vorbereitungszeit 
und die wirtschaftliche oder sonstige Bedeutung der 
Leistung zu berücksichtigen. Die Gebühr ist auf volle 
Euro (€) festzusetzen. 

 
(3) Bei mehreren, nebeneinander vorzunehmenden ge-

bührenpflichtigen Leistungen (z.B. Bereitstellung ei-
nes Scans und Brennen auf Datenträger) werden die 
Gebühren einzeln nach den jeweiligen Tarifnummern 
des Gebührentarifs erhoben. Soweit der Tarif Leis-
tungen nicht ausdrücklich erwähnt, sind Gebühren 
nach den Sätzen zu erheben, die für ähnliche Leis-
tungen im Gebührentarif festgesetzt sind.  

 
§ 4 

Gebührenfreiheit 
 
(1) Von der Erhebung einer Gebühr kann abgesehen 

werden, wenn die Benutzung 
 

- auch im Interesse der Stadt oder 
 
- für wissenschaftliche oder ortsgeschichtliche For-

schungen oder 
 
- durch Presse, Funk und Fernsehen    
erfolgt.  
 
Die Entscheidung trifft der Archivleiter.    

  
(2) Bei Benutzung durch amtliche Stellen (ohne die der 

Stadt Bad Salzuflen) werden nur Gebühren nach den 
Tarifstellen 2 und 4 berechnet. Unter den Vorausset-
zungen des Abs. 1 kann in gleicher Form von der Er-
hebung der Gebühren abgesehen werden. 

 
§ 5 

Auslagenersatz 
 
(1)  Auslagen, die im Zusammenhang mit der Leistung 

entstehen (§ 5 Abs. 7 KAG)*)  kann die Stadt Bad Sal-
zuflen auch dann gesondert in Rechnung stellen, 
wenn die Leistung selbst gebührenfrei ist (z.B. Zustel-
lungskosten). Für Auslagen im Falle der Amtshilfe gilt 
§ 8 Abs. 1 und 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)*). 

 
(2)  Wird die Gebühr für die Leistung durch Postnach-

nahme erhoben, gehen Porto und Nachnahmekosten 
zu Lasten desjenigen, der die Leistung beantragt hat. 

 
§ 6 

Billigkeitsmaßnahmen 
  
(1)  Gebühren und Auslagen können auf Antrag ganz o-

der teilweise erlassen werden, wenn dies aus Grün-
den der Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozi-
aler Härten, geboten ist. Der Bürgermeister regelt den 
Erlass durch Verfügung. 

 
(2) Auf die Erhebung einer Gebühr soll verzichtet wer-

den, wenn die Erhebung mit der erzielbaren Einnah-
me in keinem wirtschaftlich vertretbaren Verhältnis 
steht.  

 

 
§ 7 

Gebührenschuldner 
 
Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet, wer die Leistung 
selbst oder durch Dritte, deren Handeln ihm zuzurechnen 
ist, veranlasst hat sowie derjenige, der durch sie begünstigt 
wird.  
 

§ 8 
Fälligkeit der Gebühren, Form der Erhebung 

 
(1) Die Gebühr wird mit Erbringung der besonderen Leis-

tung fällig.  
 
(2) Vor Fälligkeit kann von dem Gebührenschuldner eine 

Sicherheitsleistung (Vorschuss) bis zur Höhe der für 
die Leistung entstehenden Gebühr verlangt werden. 

 
(3) Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt 

oder gegen Aushändigung einer Gebührenquittung 
bar erhoben.  

 
§ 9 

Beitreibung 

 
Die Gebühren können nach § 1 des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes (VwVG NRW)*) 
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.  
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Die Gebührensatzung für das Archiv tritt am 01.01.2014 in 
Kraft, gleichzeitig tritt die Gebührensatzung vom 
28.12.1998, zuletzt geändert am 11.09.2008, außer Kraft. 
 

___________________________________ 
*) in der jeweils gültigen Fassung 
 
Anlage zur Gebührensatzung für das Archiv der Stadt 

Bad Salzuflen 
vom 12 . Dezember 2013 

 
Gebührentarif 
  
Tarif-
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
in € 

   
1. Individuelle Leistungen 

 
 

a) für schriftliche Auskünfte, 
Nachforschungen (Akten- und 
Literaturrecherchen), Gutach-
ten, Stellungnahmen u.ä.  

 
 

   
 je angefangene halbe Arbeits-

stunde 
 
20,00 

 zzgl. Auslagenersatz (Versand)  
   
b) für das Anfertigen von Ab-

schriften (Transkriptionen), 
Übersetzungen und sonstige 
Übertragungen aus Archivalien 

 

   
 je angefangene halbe Arbeits-

stunde 
 
35,00 

 zzgl. Auslagenersatz (Versand)  
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2. Vervielfältigungen  
 zzgl. Auslagenersatz (Versand)  
   
a) für das Erstellen von Fotoko-

pien vom Normalkopierer 
im Format DIN A 4 
- für die ersten 10 Seiten für 
jede Seite 
- ab der 11. Seite für jede Seite
  
 

 
 
 
 
0,60 
0,40 

 im Format DIN A 3 für jede Sei-
te  

 
0,80 

   
b) für das Erstellen von Kopien 

vom Readerprinter   
im Format DIN A 4, je Kopie 
im Format DIN A 3, je Kopie
  

 
 
0,80 
1,30 

   
c) für das Erstellen von Kopien 

vom Mikrofilm   
im Format DIN A 4, je Kopie 
im Format DIN A 3, je Kopie
  

 
 
0,80 
1,30 

  
Für die in diesem Fall erforder-
liche Umrüstung des Reader-
printers ist ferner je Mikrofilm 
eine Grundgebühr von 5,00 € 
zu entrichten. 

 

   
   
2a. Auskunft aus dem Perso-

nenstandsregister  
 

   
a) Auskunft aus dem Personen-

standsregister oder der Sam-
melakte (Archivbestand O)  
pro Eintrag (auf Wunsch be-
glaubigt, einschl. Versand) 
 

 
 
 
 
10,00 

b) Auskunft aus dem Personen-
standsregister oder der Sam-
melakte (Archivbestand O)  
pro Eintrag (auf Wunsch be-
glaubigt, einschl. Versand), 
wenn zur Auffindung notwendi-
ge Angaben nicht gemacht 
werden können 
 

 
 
s. Tarif-
Nr. 1 

2b. Auskunft aus dem Meldere-
gister 

 

   
a) Auskunft aus dem Melderegis-

ter  
pro Betroffenem (auf Wunsch 
beglaubigt, einschl. Versand) 
 

 
 
 
 
10,00 

b) Auskunft aus dem Melderegis-
ter  
pro Betroffenem (auf Wunsch 
beglaubigt, einschl. Versand), 
wenn zur Auffindung notwendi-
ge Angaben nicht gemacht 
werden können 
 

 
s. Tarif-
Nr. 1 

   

 
3. Bereitstellung von Daten in 

digitaler Form 
 

   
a) Bereitstellung eines Scans je 

Motiv  
 
3,00 

   
b) Brennen von Motiven auf Da-

tenträger (CD, DVD o.ä.) je 
Motiv  

 
 
3,00 

 zzgl. Auslagenersatz (Rohling, 
Versand) 

 
5,00 

   
c) Übermittlung von Motiven per 

E-Mail je Datei  
 
3,00 

   
   
4. Nutzungsrechte an Archiva-

lien 
 

   
 Für die Publikation im Druck 

oder in anderen Vervielfälti-
gungs- und Verbreitungsfor-
men für die einmalige Verwen-
dung zu dem in der Genehmi-
gung bezeichneten Nutzungs-
zweck sind zu leisten:  
 

 

a) bei Buch, Zeitung, Zeitschrift, 
Kalender, Plakat, Postkarte 
etc. 
je Reproduktion bei einer Auf-
lage von 

 

 bis zu 1.000 Exemplaren 20,00 
 bis zu 10.000 Exemplaren 75,00 
 über 10.000 Exemplaren 150,00 
   
b) bei Rundfunk und Fernsehen  
 pro Sendeminute Bild/ Ton 100,00 
 
c) 

 
bei Einblendung in Online-
Diensten 
je Woche 
je Monat 
je 3 Monate 
je 6 Monate 
je 1 Jahr 
 

 
 
 
25,00 
40,00 
75,00 
120,00 
200,00 

 
5. 

 
Fotografische Arbeiten 

 

   
 Die Ausführung fotografischer 

Arbeiten (z.B. Foto vom Foto, 
Fotografie einer Urkunde oder 
Karte) ist nur im Wege der 
Drittvergabe möglich.  
 
Auslagen für die Fremdverga-
be sind zu erstatten zuzüglich 
eines Grundentgelts je Auftrag 
von 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
5,00 
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6. Versand von Archivalien   
   
 Der Versand von Archivalien 

an andere Archive zur dortigen 
Benutzung durch den Benutzer 
erfolgt auf dem Postwege. Die 
Erstattung der Versandkosten 
richtet sich nach dem jeweils 
gültigen Tarif des die Versen-
dung durchführenden Unter-
nehmens. 
 
Auslagen für den Versand sind 
zu erstatten zuzüglich eines  
Grundentgelts je Versandein-
heit (höchstens ein Karton)  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10,00 
 

 
Hinweis: 
 
In der Gebührensatzung für das Archiv und im Gebührenta-
rif werden männliche Bezeichnungen benutzt. Die durch-
gängige Schreibweise weiblicher und männlicher Bezeich-
nungen würde sowohl die Lesbarkeit als auch die Ver-
ständlichkeit der Regelungen erschweren. Es wird jedoch 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Frauen und Männer 
gleichrangig angesprochen werden. 
 
Ausgefertigt 
 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
 
gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-

der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.“ 
 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
580 Erste Satzung zur Änderung der Satzung über 

die Errichtung und Unterhaltung von Über-
gangsheimen für ausländische Flüchtlinge in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 12.12.2013 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
11.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Zur vorübergehenden Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen unterhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Un-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
 
Ahornstraße 103, 
Kichheider Straße 36, 
Schmaler Weg 5 
Lockhauser Str. 5. 
 

Artikel 2 
 
§ 5 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 
Sofern durch den/die Nutzer/-in kein eigener Stromversor-
gungsvertrag für die zugewiesene Wohneinheit abge-
schlossen ist, wird eine zusätzliche Strompauschale von 
26,00 Euro pro Person und Monat erhoben. 
 

Artikel 3 
 
§ 6 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühren betragen je Quadratme-

ter Nutzfläche monatlich: 
Ahornstraße 103  5,40 €, 
Kichheider Straße 36 3,41 €, 
Schmaler Weg 5  3,18 € 
Lockhauser Str. 5 3,00 €. 
 

 (2) Die Betriebskostenpauschale beträgt je Quadrat-
meter Nutzfläche 1,91 € monatlich. 

 



996 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
Die Heizkostenpauschale beträgt je Quadratmeter 
Nutzfläche bei Beheizung durch 
Öl 1,83 €,  
Gas 1,50 € und 
Fernwärme 1,69 €  
monatlich und erhöht sich ggf. bei Warmwasser-
bereitung über die zentrale Heizungsanlage je-
weils um 0,21 € je Quadratmeter Nutzfläche. 

 
Artikel 4 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Erste Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Errichtung und Unterhaltung von Übergangshei-
men für ausländische Flüchtlinge in der Stadt Bad Salzuf-
len“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
581 Dritte Satzung zur Änderung der Satzung über 

die Errichtung und Unterhaltung von Obdach-
losenunterkünften in der Stadt Bad Salzuflen 
vom 12.12.2013 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
11.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Zur vorläufigen Unterbringung obdachloser Personen un-
terhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Obdachlosenun-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
 
Hollenstein 5 
Lockhauser Str. 3 
Lockhauser Str. 5 
Riestestr. 26 
von-Stauffenberg-Str. 30. 
 

Artikel 2 
 
§ 5 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 
Sofern durch den/die Nutzer/-in kein eigener Stromversor-
gungsvertrag für die zugewiesene Wohneinheit abge-
schlossen ist, wird eine zusätzliche Strompauschale von 
26,00 Euro pro Person und Monat erhoben. 
 

Artikel 3 
 
§ 6 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühren betragen je Quadratme-

ter Nutzfläche monatlich für: 
Hollenstein 5  3,28 € 
Lockhauser Str. 3  2,95 € 
Lockhauser Str. 5  3,00 € 
Riestestr. 26 5,14 € 
Von-Stauffenberg-Str. 30 5,76 €. 
 

(2)  Die Betriebskostenpauschale beträgt je Quadrat-
meter Nutzfläche 1,91 € monatlich. 

 
Die Heizkostenpauschale beträgt je Quadratmeter 
Nutzfläche bei Beheizung durch 
Öl 1,83 €,  
Gas 1,50 € und 
Fernwärme 1,69 €  
monatlich und erhöht sich ggf. bei Warmwasser-
bereitung über die zentrale Heizungsanlage je-
weils um 0,21 € je Quadratmeter Nutzfläche. 
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Artikel 4 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Dritte Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Errichtung und Unterhaltung von Obdachlosenun-
terkünften in der Stadt Bad Salzuflen“ wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
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Stadt Barntrup 
 
582 5. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Ab-
wassergebühren und Kostenersatz für Grund-
stücksanschlüsse vom 16.12.2013 

 
Aufgrund des §§ 7,8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) zuletzt geän-
dert durch Gesetz  vom 23. Oktober 2012 (GV NRW.S. 
474)  und der §§ 1,2, 4, 6, 7, 8 und 10 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV NRW S. 687), sowie 
der §§ 53, 64 und 65 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 25.Juni 1995 (LWG) (GV NRW 
S. 926) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
16. März 2010 (GV. NRW. S. 185) in Verbindung mit der 
Entwässerungssatzung der Stadt Barntrup in der derzeit 
geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Barntrup in seiner 
Sitzung am 13.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 4 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 7 folgende Fassung: 
 
Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die 
auf dem Grundstück anderweitig verbrauchten oder zu-
rückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwund-
mengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentli-
chen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasser-
schwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Ge-
bührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nach-
weis durch eine auf seine Kosten eingebaute, ordnungs-
gemäß funktionierende und geeignete Messeinrichtung zu 
führen:  
 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische 
Geräte, die in regelmäßigen Abständen kalibriert werden 
müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben 
durchzuführen und der Gemeinde nachzuweisen, um die 
ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung 
zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, fin-
det eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
 
Nr. 2: Wasserzähler 
 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im 
Einzelfall technisch nicht möglich oder dem Gebühren-
pflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch 
einen auf seine Kosten eingebauten, ordnungsgemäß funk-
tionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. Der 
Wasserzähler muss alle 6 Jahre gemäß den §§ 12 bis 14 
i.V.m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bundes-Eichordnung 
durch einen neuen, geeichten Wasserzähler ersetzt wer-
den. Der Nachweis über die ordnungsgemäße Funktion 
sowie Eichung des Wasserzählers obliegt dem Gebühren-
pflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine 
Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
 
 

 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur 
Messung der Wasserschwundmengen technisch nicht 
möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so 
hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüf-
bare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss 
sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehba-
ren Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwas-
sereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müs-
sen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schät-
zung der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wasser-
mengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterla-
gen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden 
die geltend gemachten Wasserschwundmengen nicht an-
erkannt. 
Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutach-
tens bezogen auf seine Wasserschwundmengen den 
Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermitt-
lungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitli-
chen Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. Die 
Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige. 
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalender-
jahr durch einen schriftlichen Antrag bis zum 15.01. des 
nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei 
der Gemeinde geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Da-
tums findet eine Berücksichtigung der Wasserschwund-
mengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 15.01. 
des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonn-
tag endet die Ausschlussfrist am darauf folgenden Montag. 
 
Abs. 7 Satz 1 findet unabhängig vom Einbau eines Zwi-
schenzählers insofern keine Anwendung als bei landwirt-
schaftlichen Betrieben zur Ermittlung der Abwassermenge 
ein Wasserverbrauch von 36 cbm jährlich für jede am 
15.12. des vorangegangenen Kalenderjahres auf dem 
Grundstück gemeldeten Personen zugrunde gelegt wird. 
Hierunter fallen landwirtschaftliche Betriebe, die nach dem 
Begriff  des Statistischen Landesamtes einen Bestand von 
mindestens zwei Großvieheinheiten  (Stichtag der letzten 
amtlichen Viehzählung) nachweisen. Ist der tatsächliche 
Wasserverbrauch niedrigerer, so wird dieser zugrunde ge-
legt.  
Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Abgabebescheides bei der Stadt Barntrup zu stellen. 
 

§ 2 
 
§ 4 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 8 folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt je m ³ Schmutzwasser 4,78 €. 
 

§ 3 
 
§ 5 der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für 
Grundstücksanschlüsse der Stadt Barntrup vom 
08.12.2008 erhält in Absatz 6 folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt i.S.d. Abs. 1 für jede Berechnungsein-
heit bebauter und / oder befestigter Fläche 54,60 € je Ka-
lenderjahr. 
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§ 4 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 
    (Dahle)                                    (Voß) 
Bürgermeister                      Schriftführer/in 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 5. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Abwas-
sergebühren und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 
vom 08.12.2008 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NW. 
1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  
 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtliche Bestimmung und des Flächennut-
zungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuwei-
sen.“ 
 
Barntrup, 16.12.2013 
 
 
Dahle 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
583 Hebesatzsatzung über die Festsetzung der Re-

alsteuerhebesätze der Stadt Barntrup für das 
Haushaltsjahr 2014 vom 16.12.2013 

 
Aufgrund des § 77 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666/SGV.NRW 2023) und 
des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. 
I 1973 S. 965) und des § 16 des Gewerbesteuergesetzes 
vom 19.05.1999 (BGBl. I 1999 S. 1010), in den jeweils gel-
tenden Fassungen hat der Rat der Stadt Barntrup in seiner 
Sitzung vom 13.12.2013 folgende Hebesatzsatzung be-
schlossen: 
 
 
 
 

 
§ 1 

 
Für das Haushaltsjahr 2014 werden die Steuersätze für die 
Gemeindesteuern wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuern 
 

a) für landwirtschaftliche Betriebe 
(Grundsteuer A)    220 
v.H. 
 

b) für Grundstücke 
(Grundsteuer B)    420 
v.H. 

 
2. Gewerbesteuer 

 
nach dem Gewerbeertrag   420 
v.H. 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NW. 
1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.“ 
 
Barntrup, 16.12.2013 
 
 
Dahle 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
 
 



100
0 

KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 
 

 

 

584 Feststellung des Jahresabschlusses 2012 und 
des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters 

 
I. Jahresabschluss 2012 der Stadt Barntrup und die 

Entlastung des Bürgermeisters  
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
13.12.2013 gem. § 96  Absatz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994  
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung den 
vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme 
der Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ge-
prüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht festgestellt 
und dem Bürgermeister uneingeschränkte Entlastung er-
teilt.  
 
AKTIVA 
 
1. Anlagevermögen 
 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 
 24.119,00 
 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
 Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen   2.105.951,00 
1.2.1.2 Ackerland   1.618.502,00 
1.2.1.3 Wald, Forsten                   860.119,00 
1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 1.252.113,48 
 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche
 Rechte mit 
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen    475.132,00 
1.2.2.2 Schulen                             10.254.213,73 
1.2.2.3 Wohnbauten                    548.197,00 
1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- und  
 Betriebsbauten                 5.476.614,00 
 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 
1.2.3.1 Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 
                                4.220.814,00 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel        70.794,00 
1.2.3.3 Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanla-
gen 
               18.910.438,14  
1.2.3.4 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
 Verkehrslenkungsanlagen            16.668.223,41 
1.2.3.5 Sonstige Bauten des Infrastrukturvermögens 
                   1.002.788,00 
 
1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 125.480,00 
 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 21,00 
 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge         688.559,00 
 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung     731.274,00 
 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 
294.291,11   
 
1.3 Finanzanlagen 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen  
2.029.436,97 
1.3.2 Beteiligungen            3,00 

 
1.3.3 Sondervermögen                  623.431,31 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens    31.324,66 
1.3.5 Ausleihungen 
1.3.5.1 an Sondervermögen    211.187,47 
1.3.5.2 Sonstige Ausleihungen                  120.060,30 
 
2. Umlaufvermögen 
 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren  40.214,70 
2.1.2 Grundstücke zum Verkauf                    885.333,00 
 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstän-
de 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderun-
gen aus 
 Transferleistungen 
2.2.1.1 Gebühren                 121.836,08  
2.2.1.2 Beiträge                     75.410,50 
2.2.1.3 Steuern                   228.235,67 
2.2.1.4 Forderungen aus Transferleistungen    3.046,91 
2.2.1.5 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen 
15.628,49   
 
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 
2.2.2.1 gegenüber dem privaten Bereich         73.237,80 
2.2.2.2 gegenüber dem öffentlichen Bereich            0,00 
2.2.2.3 gegen verbundene Unternehmen                 0,00 
2.2.2.4 gegen Beteiligungen       22.622,54 
2.2.2.5 gegen Sondervermögen                  190.370,88 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände      86.619,83 
 
2.3 Liquide Mittel                2.608.083,41 
 
3.  Aktive Rechnungsabgrenzungsposten  32.306,64 
 
SUMME AKTIVA              72.726.034,03  
 
PASSIVA    
 
1. Eigenkapital 
 
1.1 Allgemeine Rücklage  19.079.256,83 
 
1.2 Ausgleichsrücklage    1.159.288,88 
 
1.3 Jahresfehlbetrag                                       0,00 
 
2. Sonderposten 
 
2.1  für Zuwendungen             23.945.082,03 
2.2 für Beiträge               9.086.461,00 
2.3 für den Gebührenausgleich    141.642,20 
2.4 Sonstige Sonderposten                   30.134,00 
 
3.  Rückstellungen 
 
3.1 Pensionsrückstellungen              3.401.294,00 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 
76.007,15 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen   582.500,00 
3.4 Sonstige Rückstellungen                 493.730,00 
 
4. Verbindlichkeiten 
 
4.1 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.1.1 vom privaten Kreditmarkt            11.688.254,80 
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4.2 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
                                       99.679,04 
 
4.3 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 1.746,40  
 
4.4 Erhaltene Anzahlungen              1.242.045,85 
 
4.5 Sonstige Verbindlichkeiten                 671.422,97 
 - davon gegen Sondervermögen:     108.283,14  
 (Vorjahr: 106.393,92 €) 
 
5.  Passive Rechnungsabgrenzungsposten 
1.027.488,88 
 
SUMME PASSIVA   72.726.034,03 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Barntrup 
über den Jahresabschluss 2012 und den Lagebericht so-
wie die Entlastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. 
§ 96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht.  
 
Der Jahresabschluss 2012 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Barntrup, Fi-
nanzabteilung, Mittelstraße 38, 32683 Barntrup, Zimmer 
Nr. 13, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 17.00 Uhr,  
dienstags – donnerstags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr – 15.30 Uhr, freitags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) 
öffentlich aus.  
 
Gesamtergebnisrechnung 2012 
 

Nr. Bezeichnung 
Ergebnis 
2012 

1 
Steuern und ähnliche Abgaben 

      
11.678.653,13 

2 + Zuwendungen und allgemei-
ne Umlagen          

1.615.590,89 

3 + Sonstige Transfererträge 0,00 

4 
+ Öffentlich-rechtlich Leis-
tungsentgelte 

3.281.902,80 

5 + Privatrechtliche Leistungs-
entgelte 

199.287,23 

6 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen                

375.528,75 

7 + Sonstige ordentliche Erträge 594.378,07 
8 + Aktivierte Eigenleistungen 34.917,00 
9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 
10 = Ordentliche Erträge 17.780.257,87 
11 - Personalaufwendungen 2.798.566,78 
12 - Versorgungsaufwendungen 96.202,50 
13 - Aufwendungen für Sach- und 

Dienst- 
  leistungen 

2.940.374,84 

14 - Bilanzielle Abschreibungen 2.726.056,00 
15 - Transferaufwendungen 8.671.271,11 
16 - Sonstige ordentliche Auf-

wendungen 
1.061.806,20 

17 = Ordentliche Aufwendungen 18.294.277,43 
18 = Ergebnis der lfd. Verwal-

tungstätigkeit 
- 514.019,56 

19 + Finanzerträge 301.739,23 
20 - Zinsen und ähnliche Aufwen-

dungen 
421.473,79 

 

 
21 = Finanzergebnis - 119.734,56 
22 = Ordentliches Ergebnis - 633.754,12 
23 + Erträge aus internen Leis-

tungsbeziehungen 
1.043.485,66 

24 - Aufwendungen aus internen 
Leistungsbeziehungen 

1.043.485,66 

25 = Saldo aus internen Leis-
tungsbeziehungen 

0,00 

26 + Außerordentliche Erträge 0,00 
27 - Außerordentliche Aufwen-

dungen 
0,00 

28 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 
29 = Jahresergebnis    - 633.754,12 
 
Barntrup, den 16.12.2013 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
585 6. Satzung vom 16.12.2013 zur Änderung der 

Gebührensatzung für die Freibäder der Stadt 
Barntrup vom 06. März 2000 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) in der zur Zeit gültigen 
Fassung in Verbindung mit §§ 1,2 und 4 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
21. Oktober 1969 (GV NW S. 712) in der zur Zeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Barntrup in seiner Sitzung 
am 13.12.2013 folgende 6. Satzung zur Änderung der Ge-
bührensatzung für die Freibäder der Stadt Barntrup vom 
06. März 2000 beschlossen: 
 

I. 
 

1. Eintrittspreise für die Freibäder Barntrup und 
Alverdissen 

 
In den nachstehenden Eintrittspreisen ist die  
jeweilige gültige Umsatzsteuer enthalten. 
 
1.1. Kinder, Schüler, Jugendliche    

 
Tageskarte  1,50 EUR 
 
Zehnerkarte  
           11,00 EUR 
Jahreskarte  
           25,00 EUR 

 
1.2. Erwachsene 

 
Tageskarte           3,00 EUR 
 
Zehnerkarte          25,00 EUR 
 
Jahreskarte          50,00 EUR 

 
1.3. Familien-Tageskarte          6,50 EUR 
 



100
2 

KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 
 

 

 

1.4. Familien-Jahreskarte           70,00 EUR 
 
(Ehegatten, Verwitwete und 
 Alleinstehende mit Kindern 
 bis 18 Jahre bzw. in der Berufsausbildung) 
 

1.5. Familien-Jahreskarte für          50,00 EUR 
Schwerbehinderte   
 
(Ehegatten einschl. Kinder bis 18 Jahre i. d. Berufs-
ausbildung) Verwitwete u. Alleinstehende mit Kindern 
können die Familien-Jahreskarte f. Schwerbehinderte 
in Anspruch nehmen. 
 
Für Personen mit einer Erwerbsminderung ab 50% 
gelten die jeweiligen Benutzungsgebühren f. Jugend-
liche. 
 

 
1.6. Gruppentarif     1,00 EUR 
 

Einmalige Benutzung des Freibades 
durch geschlossene Schulklassen 
von außerhalb und Kinder- und Ju-
gendgruppen. 

     
 
1.7. Freien Eintritt haben: 
 

Kinder unter 3 Jahren, Schulklassen 
der Barntruper Schulen,      
Jugendleiter/innen mit Jugendleiter-
Card, DLRG-Ortsgruppe Barntrup für 
den Trainingsbetrieb sowie die Teil-
nehmer der Ferienspiele. 

 
II. 2. Inkrafttreten 

 
Diese 6. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für 
die Freibäder der Stadt Barntrup vom 06. März 2000 tritt 
am 01.01.2014 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 6. Satzung vom 16.12.2013 zur Änderung 
der Gebührensatzung für die Freibäder der Stadt Barntrup 
vom 06. März 2000 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NW. 
1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
„Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden. Es sei denn 
a)  eine vorgeschriebene  Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt 

b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt  
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden,  
die den Mangel ergibt. 

Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Barntrup, 16.12.2013 
 
 
Dahle 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
586 2. Satzung vom 16.12.2013 zur Änderung der 

Satzung über die Kostenerstattung und die Er-
hebung von Gebühren für die Gestellung von 
Brandsicherheitswachen sowie für freiwillige 
Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Barntrup vom 29.11.1999 

 
Der Rat der Stadt Barntrup hat aufgrund der §§ 7, 8, 
und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in 
der zurzeit geltenden Fassung, und der §§ 12 Abs. 3,  § 
41 Abs. 2, 3 und 4 des Gesetzes über den Feuerschutz 
und die Hilfeleistung (FSHG) vom 10.02.1998 (GV. 
NRW. S. 122) in der zurzeit geltenden Fassung, sowie 
der  §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV. 
NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden 
Fassung, in seiner Sitzung am 13. Dezember 2013 fol-
gende  2. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Kostenerstattung und die Erhebung von Gebühren für 
die Gestellung von Brandsicherheitswachen sowie für 
freiwillige Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Barntrup  beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Satzung über die Kostenerstattung und die Erhebung 
von Gebühren für die Gestellung von Brandsicherheitswa-
chen sowie für freiwillige Leistungen der Feuerwehr vom 
29. November 1999 in der Fassung der 1. Änderung vom 
22.09.2008 wird wie folgt geändert: 
 
§ 4 Berechnungsgrundlage 
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§ 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
(2) Die Personal-, Fahrzeug- und die Gerätekosten  
      berechnen sich bei Einsätzen,   
      Brandsicherheitswachen und den freiwilligen Leistun-
gen    
      der Feuerwehr aufgrund der Einsatzzeit.    
      Abgerechnet wird der Personal-, Fahrzeug- und  
      Geräteeinsatz nach Einsatzstunden.  
      Angefangene Einsatzstunden werden in Zeitabschnit-
ten  
      von jeweils 15 Minuten abgerechnet. 
 
Nach § 4 wird 
  
§ 4 a Inanspruchnahme privater Unternehmen und  
         Hilfsorganisationen 
 
neu eingefügt: 
 
 (1) Die Feuerwehr kann zur Unterstützung bei Leistungen  
      im Sinne des § 1 private Unternehmen  
      und/oder Hilfsorganisationen beauftragen. Über die  
      Beauftragung entscheidet der Leiter der 
      Freiwilligen Feuerwehr. Ein Rechtsanspruch auf  
      Beauftragung besteht nicht. 
 
(2) Für die Beauftragung privater Unternehmen und/oder  
      Hilfsorganisationen werden Gebühren  
      erhoben. Die Höhe der Gebühren richtet sich nach den  
      tatsächlich angefallenen Kosten. 
 
(3) § 5 Abs. 1 und Abs. 2 gilt entsprechend. 
 

§ 2 
 
Diese 2. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden – in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Kostenerstattung und die Erhebung von Gebühren 
für die Gestellung von Brandsicherheitswachen sowie für 
freiwillige Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Barntrup wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW. 
S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung: 
 
"Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen,  
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor  
     geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge- 
     führt, 
b)  diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung  
     oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß  
     öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean- 
     standet  oder 
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der  
     Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte  
Rechts- 
     vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
     Mangel ergibt." 
 
32683 Barntrup, den 16.12.2013  
 
 
Dahle 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
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Stadt Detmold 
 
587 Aufstellung und Offenlegung des Entwurfes 

der Flächennutzungsplanänderung; Nr. 13 
„Gewerbliche Bauflächen Peterskamp“ 
Ortsteile: Nienhagen, Niewald, Jerxen-
Orbke 
Änderungsgebiet: zwischen Lagesche 
Straße und Oetternbach sowie zwischen dem 
Wirtschaftsweg Heide und Balbrede 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 27.02.2013 gem. § 
41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen die Einleitung der o. g. Flächennutzungsplanän-
derung mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt  
I.  gemäß § 2 (1) BauGB die Aufstellung der Flächen-

nutzungsplanänderung Nr. 13 „Gewerbliche Bauflä-
chen Peterskamp“ 

Ortsteile:  Nienhagen, Niewald, Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet:  zwischen Lagesche Straße und Oet-

ternbach sowie zwischen dem Wirt-
schaftsweg Heide und Balbrede 

 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 04.12.2013 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf der o. g. Flächennutzungs-
planänderung mit folgendem Wortlaut beschlossen hat 
(Entwurfsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf der Flächennutzungs-
planänderung Nr. 13 „Gewerbliche Bauflächen Peters-
kamp“ 
Ortsteile: Nienhagen, Niewald, Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: zwischen Lagesche Straße und 

Oetternbach sowie zwischen dem 
Wirtschaftsweg Heide und Balbrede 

 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf der o. g. Flächennutzungs-
planänderung mit Begründung und den wesentlichen, be-
reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in 
der Zeit vom 
 

07.01.2014 bis einschließlich 07.02.2014 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Bestandteile der ausgelegten Unterlagen sind auch die be-
reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, ins-
besondere der Umweltbericht in der Begründung, die Ein-
stufung des Artenpotenzials und die Klimaanalyse Det-
mold. Sie enthalten die folgenden Arten umweltbezogener 
Informationen: 
 

 
1. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf den Men-

schen: 
- im Umweltbericht mit Informationen zu den Umwelt-

schutzzielen und zum Umweltzustand 
2. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf die Tiere: 

- im Umweltbericht mit Informationen zu den Umwelt-
schutzzielen und zum Umweltzustand  

- in der Einstufung des Artenschutzpotenzials von 
10/2013 mit Informationen zu den Auswirkungen der 
Planung auf die Lebensräume der Avifauna, der Fle-
dermäuse und der Amphibien mit dem Ergebnis, dass 
das vorgefundene Vogelspektrum im Untersuchungs-
jahr 2013 einer Bebauung grundsätzlich nicht entge-
gen spricht 

- in der Stellungnahme des Lippischen Heimatbundes 
vom 05.04.2013 mit Aussagen zu den Auswirkungen 
auf die Tierwelt 

- in der Stellungnahme des NABU Kreisverband Lippe 
vom 02.04.2013 mit Aussagen zum Artenspektrum 
und zu Beeinträchtigungen. 

3. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf die Pflan-
zen: 
- im Umweltbericht mit Informationen zu den Umwelt-

schutzzielen und zum Umweltzustand  
- in der Stellungnahme des NABU Kreisverband Lippe 

vom 02.04.2013 mit Aussagen zum Artenspektrum 
und zu Beeinträchtigungen. 

4. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf den Bo-
den und das Wasser: 
- im Umweltbericht mit Informationen zu den Umwelt-

schutzzielen und zum Umweltzustand  
- in der Stellungnahme des Geologischen Dienstes 

NRW vom 11.03.2013 mit Aussagen zum naturnahen 
Ausgleich und Kompensationsflächen 

- in der Stellungnahme der Landwirtschaftskammer 
NRW vom 22.03.2013 mit Aussagen zur Bodenquali-
tät, Ertragsfähigkeit sowie Bedeutung für die Land-
wirtschaft 

- in der Stellungnahme der LWL-Archäologie für West-
falen vom 22.03.2013 mit Aussagen zum Umgang mit 
bei Erdarbeiten zum Vorschein kommenden Boden-
denkmälern 

- in der Stellungnahme des NABU Kreisverband Lippe 
vom 02.04.2013 mit Aussagen zur Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes und der Böden. 

5. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf die Luft 
und das Klima: 
- im Umweltbericht mit Informationen zu den Umwelt-

schutzzielen und zum Umweltzustand  
- in der Klimaanalyse Detmold 1999 mit dem Ergebnis, 

dass Gewerbeflächen im Oetternbachtal den Kaltluft-
abfluss behindern und über die Verminderung der 
Kaltluftproduktionsfläche auch die produzierte Kalt-
luftmenge verringern können. 

6. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf die Land-
schaft: 
- im Umweltbericht mit Informationen zu den Umwelt-

schutzzielen und zum Umweltzustand  
- in der Stellungnahme des NABU Kreisverband Lippe 

vom 02.04.2013 mit Aussagen zum Freiraum und 
zum Naturschutzgebiet „Oetternbach“ 
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7. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf die Kultur- 

und Sachgüter: 
- im Umweltbericht mit Informationen zu den Umwelt-

schutzzielen und zum Umweltzustand  
- in der Stellungnahme der LWL-Archäologie für West-

falen vom 22.03.2013 mit Aussagen zum Umgang mit 
bei Erdarbeiten zum Vorschein kommenden Boden-
denkmälern. 

 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 119, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksich-
tigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Beschlüsse des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 27.02.2013 über die Aufstellung und 
vom 04.12.2013 über den Entwurf der Flächennutzungs-
planänderung 
 
Nr. 13 „Gewerbliche Bauflächen Peterskamp“ 
Ortsteile:  Nienhagen, Niewald, Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: zwischen Lagesche Straße und 

Oetternbach sowie zwischen dem 
Wirtschaftsweg Heide und Balbrede 

 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 2 (1) i.V.m. 
§ 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Detmold, 13.12.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
588 Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 

für die Gemeinde Extertal Aufhebung des Auf-
stellungsbeschlusses vom 15.12.2005 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
16. Oktober 2013 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der vom Rat der Gemeinde Extertal am 
15.12.2005 gefasste Beschluss „Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der 
Gemeinde Extertal; hier: Aufstellungsbeschluss“ 
(Drucksache 2005/ 89 1. Ergänzung) wird aufge-
hoben. 

 
2. Der Aufhebungsbeschluss ist ortsüblich bekannt-

zumachen. 
 

Der vom Rat der Gemeinde Extertal am 16. Oktober 2013 
gefasste Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
 
Extertal, 02. Dezember 2013 
 
gez.  
 
Hans Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1/Da 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
589 Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 

für die Gemeinde Extertal Aufstellungsbe-
schluss; Festlegung eines „Handlungsrah-
mens“ und „Arbeitsprogrammes“ 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
16. Oktober 2013 folgenden Beschluss gefasst: 
 

1. Der Flächennutzungsplan für die Gemeinde Exter-
tal wird neu aufgestellt. 
 
Die Gemeinde Extertal kommt mit der Neuaufstel-
lung ihrer Planungspflicht nach, da die Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplanes für die städte-
bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

 
2. Zielsetzung des neuaufzustellenden Flächennut-

zungsplanes ist ausdrücklich die „Innenentwick-
lung“, d.h. der Flächennutzungsplan ist dem 
Grunde nach als „bestandsnachvollziehender“ und 
„bestandssichernder“ Plan auszugestalten. 

 
Die Neudarstellung von Bauflächen, ist ausdrück-
lich nicht vorgesehen. 

 
 
 

 
Auf die Berechnung eines plausiblen Bauflächen-
bedarfsnachweises im Zusammenhang des Ge-
nehmigungs-verfahrens über den Flächennut-
zungsplan  kann in diesem Falle verzichtet wer-
den. 
 
Die durch den Entwurf des Landesentwicklungs-
planes 2013 zu beachtenden Ziele und Grundsät-
ze sind bei der Neuaufstellung umzusetzen. 

 
3. Im neuaufzustellenden Flächennutzung-splan ist 

die Darstellung von „Sondergebieten zur Nutzung 
der Windenergie“ im rechtlichen Sinne von „Kon-
zentrationszonen“ vorzunehmen, mit denen die 
Ausschlusswirkung für das übrige Gemeindege-
biet erzielt werden soll. 

 
4. Der Bürgermeister wird bevollmächtigt, für ggf. 

eingehende Genehmigungsanträge für Windener-
gieanlagen die Zurückstellung auf die Dauer eines 
Jahres gegenüber der Genehmigungsbehörde zu 
beantragen und wenn besondere Umstände es er-
fordern, noch um ein weiteres Jahr zu verlängern. 
 
Grundlage des Zurückstellungsantrages ist die 
„Landschaftspflegerische Unter-suchung“. 
 
Auf die Drucksache  2013/ 85 1. Ergänzung wird 
Bezug genommen. 

 
5. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich öffentlich 

bekanntzumachen. 
 

6. Mit Bearbeitung der Neuaufstellung des Flächen-
nutzungsplanes ist unverzüglich zu beginnen.  

 
In Bezug auf die Steuerung von  baulichen Vorha-
ben im Außenbereich, denen durch die Darstel-
lung entsprechender Konzentrationszonen der 
Flächennutzungsplan  als „öffentlicher Belang“ 
entgegengehalten werden kann, ist das Verfahren 
der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 
sobald wie möglich dem Status der „Planreife“ zu-
zuführen. 

 
7. Es ist vor Verfahrensbeginn zeitnah eine Bürger-

versammlung durchzuführen, der über Ziele und 
Gründe des Verfahrens umfangreich informiert 
und über Beteiligungsmöglichkeiten aufgeklärt 
wird. 

 
Hierzu wird wie folgt festgestellt: 
 

1. Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB): 
 
Der Beschluss über die Aufstellung des Flächen-
nutzungsplanes wird hiermit gemäß  § 2 Abs. 1 
Satz 2 BauGB ortsüblich öffentlich bekanntge-
macht. 
 

2. Rechtswirkungen der öffentlichen Bekanntma-
chung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 
15 Abs. 3 [Zurückstellung von Baugesuchen] 
Baugesetzbuch (BauGB): 
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Der zukünftige Flächennutzungsplan soll Darstel-
lungen beinhalten, mit dem die Rechtswirkungen 
des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erwirkt werden sol-
len. Durch die ortsübliche öffentliche Bekanntma-
chung des Aufstellungsbeschlusses wird die 
Rechtswirkung erzeugt, dass die Gemeinde ge-
genüber der Bau-genehmigungsbehörde berech-
tigt ist, einen Antrag zu stellen,  die Entscheidung 
über die Zulässigkeit von Vorhaben nach § 35 
Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB zurückzustellen (§ 15 
Abs. 3 BauGB). 

 
3. Bestätigung gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntma-

chungsverordnung NRW (BekanntmVO) 
 
Für die öffentliche Bekanntmachung des Be-
schlusses des Rates der Gemeinde Extertal 
„Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes für 
die Gemeinde Extertal Aufstellungsbeschluss  - 
Festlegung eines „Handlungsrahmens“ und „Ar-
beitsprogrammes““ gelten aufgrund der hierin ent-
haltenen Ermächtigungs-grundlage des Bürger-
meisters gemäß § 15 Abs. 3 BauGB die allgemei-
nen Vorschriften für die öffentlichen Bekanntma-
chungen von kommunalen Ortsrecht. Daraus folgt, 
dass das Verfahren vor der Bekanntmachung ge-
mäß § 2 Abs. 3 der Bekanntmachungsverordnung 
(Bekanntm VO) zu beachten und folgende Bestä-
tigung abzugeben ist: 
 
„Es wird hiermit bestätigt, dass der Wortlaut der 
obigen öffentlichen Bekanntmachung mit dem Be-
schluss des Rates der Gemeinde Extertal vom 16. 
Oktober 2013 wörtlich übereinstimmt. 
 
Ferner wird festgestellt, dass der vom Rat der 
Gemeinde Extertal beschlossene Beschluss ord-
nungsgemäß zustande gekommen ist.“ 
 

4. Die öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 
des Rates der Gemeinde Extertal vom 16. Okto-
ber 2013 „Neuaufstellung des Flächennutzung-
splanes für die Gemeinde Extertal Aufstellungs-
beschluss  - Festlegung eines „Handlungsrah-
mens“ und „Arbeitsprogrammes““  wird hiermit an-
geordnet. 
 

Extertal, 02.Dezember 2013 
 
gez. 
 
Hans Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1/Da 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
590 Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 

Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad Mein-
berg für das Haushaltsjahr 2014 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der Haus-
haltssatzung der Stadt Horn-Bad Meinberg für das Haus-
haltsjahr 2014 samt Anlagen in der Zeit ab dem 02.01.2014 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus, Zim-
mer 12, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
dienstags, donnerstags und freitags 8.30 - 12.00 Uhr, mitt-
wochs 7.30- 12.30 Uhr, donnerstags 14.00 -17.30 Uhr) öf-
fentlich ausliegt. Das Beratungsverfahren endet voraus-
sichtlich am 30.01.2014 mit dem Beschluss der Haushalts-
satzung. 
 
Einwohner oder Abgabenpflichtige können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung gegen den 
Entwurf Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
bei mir, Fachbereich 1 (Zentrale Dienste, Rathaus, Zimmer 
12), zu erheben. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 06.12.2013 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg  
Der Bürgermeister 
Im Auftrag: 
 
 
gez. Barz 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
591 1. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Horn-Bad Meinberg vom 09.12.2013 

 
Aufgrund 
• der §§ 7 bis 9 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S.666) 
SGV:NRW:2023, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 685). 
• des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 
(BGBl. I. 2012 S. 212 ff.), 
• der §§ 2, 3, 5, 5a, 8 und 9 des Landesabfallgesetzes vom 
21. Juni 1988 (GV. NW. S. 250) SGV. NRW.74, zuletzt ge-
ändert durch Art. 6 DL-RL-G NRW vom 17.12. 2009 
(GV.NRW. S.863, ber. S.975), 
• § 7 der Gewerbeabfallverordnung vom 19.06.2002 (BGBl. 
I 2002, S. 1938 ff.), zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 23 
des Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallrechts vom 24.02.2012, (BGBl. I 2012, S. 257), 
• § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I , S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2353) jeweils in der derzeit 
gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Horn-Bad Mein-
berg in seiner Sitzung vom 05.12.2013 folgende 1. Satzung 
zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die 
Abfall-entsorgung in der Stadt Horn-Bad Meinberg be-
schlossen:  
 
 
 

 
Nr. 1 

§ 5  
Höhe und Bemessungsgrundlage der Gebühren für die 
Abfallbehälter  
 
Abs. (4) ,Buchstabe a) 
 Die Gebühren je Restmüllbehälter betragen:  
40 L Abfallbehälter bei 13 x Abfuhr pro Jahr  
 23,50 €    
60 L Abfallbehälter bei 13 x Abfuhr pro Jahr  
 35,00 €    
90 L Abfallbehälter bei 13 x Abfuhr pro Jahr  
 52,50 €    
120 L Abfallbehälter bei 13 x Abfuhr pro Jahr  
 70,00 €    
240 L Abfallbehälter bei 13 x Abfuhr pro Jahr  
 140,00 €   

Nr. 2 
Abs. (4), Buchstabe c) 
Die Gebühren je Biomüllbehälter betragen:  
40 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 44,00 €    
60 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 65,00 €    
90 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 98,00 €   
120 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 130,00 €   
240 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 258,00 €   

Nr. 3 
d) Die Gebühren je Saisonbiotonne betragen:  
120 L Abfallbehälter bei 15 x Abfuhr pro Jahr  
 75,00 €   
240 L Abfallbehälter bei 15 x Abfuhr pro Jahr  
 147,00 €   
 

Nr. 4 
 
Abs. (4), Buchstabe e 
 
40 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 11,00 €    
60 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 16,00 €    
90 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 24,50 €    
120 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 32,00€    
240 L Abfallbehälter bei 26 x Abfuhr pro Jahr  
 64,50€   
 

Nr. 5 
Abs. (7) 
Für die Auslieferung bzw. Abholung eines Abfallbehälters 
auf dem angeschlossenen Grundstück, die auf Antrag des 
Gebührenpflichtigen erfolgt, wird eine Verwaltungsgebühr 
von 15,00 € erhoben. Die Gebühr für die Ausliefe-
rung/Abholung eines jeden weiteren Gefäßes auf demsel-
ben Grundstück beträgt 10,00 €. Eine Leerfahrt wird mit 
12,00 € berechnet. Bei Selbstabholung/ -anlieferung von 
Abfallbehältern wird eine Gebühr von 7,50 € fällig.  
Diese Regelung gilt nicht bei einer systembedingten Um-
stellung. Außerdem ist sie nicht anzuwenden bei einer 
erstmaligen Auslieferung auf einem neu erschlosse-
nen/bebauten Grundstück,  bzw. bei nicht verantwortbaren 
Defekten an Gefäßen.  
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Nr. 6 
 § 7  
Gebühren für Abfallgroßbehälter und Abfallsäcke  
 
a) bei wöchentlich einmaliger Entleerung und Abfuhr - ohne 
Gestellung des Behälters – mit  
770 Liter Inhalt  
 1.822,00 €   
mit 1.100 Liter Inhalt 
  2.604,00 €  
b) bei 14-tägiger Entleerung und Abfuhr - ohne Gestellung 
des Behälters -  
mit 770 Liter Inhalt 
  911,00 €   
mit 1.100 Liter Inhalt  
 1.302,00 €   
 
§ 10  
Inkrafttreten  
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Satzung über die Abfall-entsorgung in der 
Stadt Horn-Bad Meinberg wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 09.12.2013 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
592 Satzung der Stadt Horn-Bad Meinberg über die 

Verlängerung der Veränderungssperre nach § 
14 Baugesetzbuch für das Gebiet der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 21 F „Industrie-
straße/Ost“ der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
13.12.2012 

 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 26.09.2013 die Verlängerung der Veränderungssperre 
für den Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
H 21 F „Industriestraße/Ost“ vom 09.07.2012 gem. §§ 14 
(1), 17 (1) Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlos-
sen. 
 

Satzung über die Verlängerung 
der vom Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg 

am 05.07.2012 beschlossenen Veränderungssperre 
für das Gebiet der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

H 21 F „Industriestraße/Ost“ 
der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 13.12.2013 

 
Aufgrund der §§ 14, 16 und 17 des - Baugesetzbuch 
(BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), das durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) geändert worden ist, 
und der  
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) i.d.F. der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 9. April 2013 (GV. NRW. S. 194), 
hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg am 26.09.2013 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Verlängerung der Geltungsdauer 

 
Die Geltungsdauer der vom Rat der Stadt Horn-Bad Mein-
berg am 05.07.2012 beschlossenen Veränderungssperre 
für das Gebiet der 1. Änderung des Bebauungsplans H 21 
F „Industriestraße/Ost““ wird gem. § 17 Absatz 1 Satz 3 
Baugesetzbuch um ein Jahr verlängert. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 13.12.2013 
gez. 
Block (Bürgermeister) 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Verlängerung der Ver-
änderungssperre für das Gebiet des Bebauungsplanes H 
21 F „Industriestraße/Ost“ wird hiermit gem. § 16 Absatz 2 
BauGB öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntma-
chung tritt die Satzung in Kraft. 
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Hinweise: 
 
1. Gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1. und 3. werden eine nach § 

214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs unbeachtlich, wenn sie nicht in-
nerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung der Sat-
zung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind.  

2. Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 und 
des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über 
die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch die vorstehende Satzung und über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hinge-
wiesen. 

3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) kann gem. § 7 Abs. 6 GO gegen die 
vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 13.12.2013 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
593 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Wahl im Wahlbezirk und 
Wahl aus der Reserveliste) im Jahr 2014 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch die Elfte Verordnung zur Änderung der 
KWahlO vom 3. Dezember 2013 (GV. NRW. 2013 S. 730), 
- SGV NRW 1112 - fordere ich hiermit zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
 
auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Horn-Bad Meinberg, 
- Wahlamt -, Marktplatz 4, Rathaus (Zimmer 27), 32805 
Horn-Bad Meinberg, während der Dienststunden kostenlos 
abgegeben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 Kommunalwahlge-
setz - KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1998 (GV.NRW. 1998 S. 454, berichtigt S.509 und 
1999 S. 70), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und zur Ände-
rung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 1. 
Oktober 2013 (GV.NRW. 2013 S. 564), - SGV NRW 1112 - 
und der §§ 25, 26 und 31 KWahlO weise ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher und männlicher 
Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Partei-
en), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen 
von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von 
einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern), von 
diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht 
werden.  

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe 

kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 
wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt 
eine derartige Versammlung nicht zustande, so 
kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in 
einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen 
lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger), die in Deutsch-
land wohnen, sind unter den gleichen Vorausset-
zungen wie Deutsche wählbar.  
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Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterver-
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihen-
folge der Bewerber auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung eines Bewerbers als Ersatzbewerber 
für einen anderen Bewerber. Stimmberechtigt ist 
nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann 
nur gewählt werden, wer am Tage des Zusammen-
tritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
 Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die 

Bewerber sind frühestens ab dem 42. Monat nach 
Beginn der laufenden Wahlperiode – also ab dem 
21.03.2013 - , die Bewerber für die Wahlbezirke frü-
hestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Ein-
teilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Er-
gebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Ver-
treterversammlung, über die Einberufung und Be-
schlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 
des Bewerbers regeln die Parteien und Wähler-
gruppen durch ihre Satzungen.  

  
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der er-
schienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberech-
tigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Lei-
ter der Versammlung und zwei von dieser bestimm-
ten Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides 
Statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerber für 
die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. 
Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versiche-
rung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass 
die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber und 
die Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer 
Abstimmung erfolgt sind. Die Beibringung einer 
Ausfertigung der Niederschrift und der Versi-
cherung an Eides statt bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorlie-
gen eines gültigen Wahlvorschlages. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 
nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des Kreises Lippe, im Land-
tag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und 
ein Programm hat. Dies gilt nicht für auf Landes-
ebene organisierte Parteien, die die Unterlagen ge-
mäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Par-
teiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschrei-
bung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter einge-
reicht haben.  

 
 Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 

sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bun-
deswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und 
wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Be-
stätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von 
Satzung und Programm von Parteien und Wähler-
gruppen eingereicht werden können, macht das In-
nenministerium nach dem Zeitpunkt der Wahlaus-
schreibung öffentlich bekannt.  

 
 Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einrei-

chungsfrist nach, dass für ihn im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des Meldegeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen eingetragen 
ist, ist anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) ei-
ne Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die An-
gabe eines Postfachs genügt nicht. 

 
2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
2.1 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbin-

dung mit der Satzung über die Zahl der für den Rat 
der Stadt Horn-Bad Meinberg zu wählenden Vertre-
terinnen und Vertreter vom 29.02.2008 sind für die 
Stadt Horn-Bad Meinberg 32 Vertreter, davon 16 in 
Wahlbezirken zu wählen. 

 
 Auf die Bekanntmachung der Stadt Horn-Bad Mein-

berg vom 08.05.2013 über die Einteilung des Wahl-
gebietes in Wahlbezirke für die Kommunalwahl 
2014 wird hingewiesen. Sie kann jederzeit beim 
Wahlleiter der Stadt Horn-Bad Meinberg, - Wahlamt 
-, Marktplatz 4, Rathaus (Zimmer 27), 32805 Horn-
Bad Meinberg, während der Dienststunden einge-
sehen werden. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten:  

 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbe-
werbern können durch ein Kennwort gekenn-
zeichnet werden; 
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- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 
sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 
und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, 
Stiftung oder Anstalt, bei der sie angestellt sind, 
anzugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauenspersonen enthalten.  

 
2.3 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss min-
destens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf 
dem Wahlvorschlag selbst leisten.  

 
2.4 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die 
ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung 
für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es 
sei denn, der Nachweis kann infolge von Umstän-
den, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu 
vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  

 
2.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 5 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblät-
tern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.  

 
Ziffer 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass 
der Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den 
Bewerber ist zulässig.  

 
2.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die 
Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Ab-
gabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die 
Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem 

Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die Be-
scheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
erteilt werden.  

 
 
 
 
 
 
 

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber mit den nach § 17 
Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherun-
gen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es 
nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift 
und der Versicherung an Eides Statt einem an-
deren Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt 
ist (s. auch 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 

13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Arbeitneh-
merverhältnis, falls der Wahlleiter dies zur Be-
hebung von Zweifeln für erforderlich hält.  

 
3. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auf-
treten. Die Reserveliste muss von der für das Wahl-
gebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein.  

 
3.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten:  

 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die 

die Reserveliste einreicht; 
 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsan-
gehörigkeit der Bewerber in erkennbarer Rei-
henfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach 
§ 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder 
die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der 
sie angestellt sind, anzugeben.  

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten.  
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber unbeschadet der Reihenfolge im Üb-
rigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder 
für einen auf einer Reserveliste aufgestellten Be-
werber sein soll.  

 
3.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbe-

werber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 
der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber 
sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reservelis-
te ferner enthalten:  

 
- den Familien- und Vornamen des zu ersetzen-

den Bewerbers; 
 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 

Reserveliste, in dem oder unter der der zu er-
setzende Bewerber aufgestellt ist.  

 
3.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 14 Wahlberechtigten persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein.  
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3.5 Muss die Reserveliste von mindestens 14 Wahlbe-
rechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern nach dem Mus-
ter der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei 
Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die 
Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend. Die Zu-
stimmungserklärung der Bewerber ist auf der Re-
serveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder 
einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur 
KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber 
gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind 
und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag 
beigefügt ist.  

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Horn-Bad Meinberg sind bis spätestens zu dem in § 15 
Abs. 1 Satz 1 KWahlG genannten Zeitpunkt (48. Tag vor 
der Wahl, 18.00 Uhr - Ausschlussfrist - 07.04.2014), 
beim Wahlleiter der Stadt Horn-Bad Meinberg, - Wahlamt -, 
Marktplatz 4, Rathaus (Zimmer 27), 32805 Horn-Bad Mein-
berg, einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können.  
 
Horn-Bad Meinberg, 16.12.2013 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
der Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 30.12.2013 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


